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Bolivianer in Santa Cruz feiern, nachdem am 4. Mai 2008 satte 85 % Ja zu mehr Autonomie gesagt haben. Die Abstimmung in Boliviens reichster 
Region war gegen Präsident Evo Morales gerichtet.

Dezentralisierung stimmt 
Staatshandeln besser auf lokale 
Bedürfnisse ab
Normalerweise bringt das Magazin FöderLISMUS Artikel über 
die 28 Föderationen der Welt. Da es jedoch auch viele andere 
Länder gibt, die kleineren, regionalen Einheiten Kompetenzen 
zugestehen oder delegieren, betrachten wir in dieser Ausgabe 
den Zustand der Dezentralisierung in fünf solchen nicht-
föderalen Ländern: den drei südamerikanischen Nationen 

Kolumbien, Bolivien und Brasilien sowie Japan und Marokko.
Dezentralisierung ist die Übertragung bestimmter adminis-

trativer Kompetenzen an die Regionen eines Landes, ohne dass 
jedoch politische oder finanzielle Kompetenzen gewährt würden.

In verschiedenem Maße haben die fünf Länder beschlossen 
oder versuchen, den politischen Entscheidungsfindungsprozess 
näher an die davon betroffene Bevölkerung zu bringen.

Gewisse „unitaristische“ Staaten existieren seit Jahrhunderten; 
doch entweder um einer sezessionistischen Bewegung das 
Wasser abzugraben oder die Entscheidungsfindung der 
Regierung effizienter zu gestalten, wird oft beschlossen, mit einer 
absoluten Machtkonzentration im Zentrum zu brechen und 
gewisse Kompetenzen an eine andere Verwaltungsebene „nach 
unten“ zu delegieren (Devolution). Davon zeugt z. B. die 
britische Politik in Schottland, Wales und Nord-Irland nach den 
Wahlen von 2007. 

Devolution ist eine Methode der Dezentralisierung, die nicht 
nur administrative Entscheidungsfindung delegiert, sondern 
auch politische und fiskalische Dezentralisierung beinhaltet. Als 
solche ist Devolution die am weitesten entwickelte Art der 
Dezentralisierung, ohne jedoch die Grenze zur verfassungsmäßi-
gen Selbstverwaltung zu überschreiten.

S o n d e r t h e m a : 
Dezentralisierung 

und Devolution
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VON Franz X. Barrios Suvelza

ls 2006 der sozialistische Kandidat Evo Morales 
mit einem Mandat zu einem grundlegenden 
Wandel zum ersten indigenen Präsidenten 
Boliviens gewählt wurde, waren die Erwartungen 
seiner Anhänger erheblich.

Bolivien ist entlang ökonomischer und eth-
nischer Linien geteilt. Morales’ Anhänger gehören 

der indigenen und zum Großteil wirtschaftlich benachteiligten 
Bevölkerungsgruppe an. 

Die Herausforderung ist außerordentlich: Bolivien ist eines der 
ärmsten Länder Südamerikas, und das 9,2-Millionen-Land besaß 
eine ganze Wunschliste an Erwartungen.

Die indigenen Völker im bergigen Westen einerseits wollen mehr 
Demokratie, eine stärkere Verhandlungsposition gegenüber multi-
nationalen Öl- und Gaskonzernen und eine Totalreform der 
Verfassung unter Einbezug einer formellen Anerkennung der indi-
genen Rechte. Die indigenen Bolivianer zählen nicht weniger als 70 
Prozent der Landesbevölkerung und sind stramme Unterstützer 
von Morales.

Die wohlhabenderen Bolivianer im östlichen Flachland, 

meistens spanischer oder gemischter Abstammung, wollen ander-
erseits von der Zentralregierung in La Paz das Zugeständnis von 
mehr Autonomie.

Zu Beginn, also anfangs 1986, einigten sich die beiden 
Gruppierungen noch auf einen unbequemen Frieden unter Morales’ 
Führung. Doch viele Anhänger des Präsidenten verlangten von ihm 
die Demontage des „Neoliberalismus“, also ein Ende der Politik des 
unbeschränkten Marktes und eines mit den Geld- und Waren- 
strömen nicht interferierenden Minimalstaates. Der Konflikt brach 
erstmals offen aus, nachdem Morales im Mai 2006 den Öl- und 
Gassektor verstaatlicht hatte.

Im Osten, der über Morales’ Herrschaft irritiert ist, wollten vier 
der insgesamt neun Regionen Boliviens Morales davon abhalten, 
ihre Sojaplantagen und Rinderfarmen allzu übermäßig zu 
besteuern, gleichzeitig verbunden mit der Hoffnung, einen 
größeren Anteil  ihrer nun von Morales kontrollierten 
Erdgaseinkommen zu erhalten.

Die Pro-Morales-Kräfte unter Führung seiner Bewegung zum 
Sozialismus (Movimento al Socialismo, MAS) hingegen wollen eine 
Umverteilung des im Osten generierten Reichtums zugunsten der 
anderen Regionen.

Zuerst sah es noch danach aus, als ob beide dieser unverträgli-
chen Ziele erreicht werden könnten. Aber weder die Morales-Kräfte 
noch die östlichen Regionen waren zu Kompromissen bereit.

Klassen- und ethnische 
Konflikte blockieren Boliviens 
Reformen
Präsident Morales zaudert in Sachen Dezentralisierung

A

Sonderthema: DEZENTRALISIERUNG UND DEVOLUTION IN NICHT-FÖDERALISTISCHEN STAATEN

Die fünf in dieser Ausgabe der Zeitschrift untersuchten Länder 
befinden sich an unterschiedlichen Stellen auf dem Kontinuum 
zwischen elementarer Dezentralisierung und maximaler 
Devolution. Keines sieht sich der unmittelbaren Gefahr einer 
Abspaltung einer seiner subnationalen Einheiten gegenüber.

 Japan ist von den fünf das am wenigsten regionalisierte. Wie 
der Economist kürzlich kommentierte: „In Japan sind politische 
Macht und wirtschaftliche Ressourcen mehr als in irgendeiner 
anderen reichen Demokratie im Zentrum konzentriert.“ Trotzdem 
hat zu Beginn diesen Jahres eine Regierungskommission mehr 
oder weniger die Aufweichung des seit 1867 zentralistisch regier-
ten Staates empfohlen. Der Vorschlag würde die Kompetenzen der 
Zentralregierung auf 16 Bereiche beschränken, inklusive 
Außenpolitik, Nationaler Sicherheit und Handelspolitik. Die 
Regionen hätten dann auch Kompetenzen in Bereichen wie 
öffentliche Bauten und Wirtschaftsförderung.

In Marokko versucht die Regierung, die Wut der Jugend zu 
entschärfen und terroristischen Bombenlegern wie jenen, die das 
Land vor fünf Jahren schockiert haben, das Handwerk zu legen. 
Teil dieser Strategie ist es, der lokalen Ebene vermehrt 
Verantwortung für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu 
übertragen.

Unter den südamerikanischen Ländern hat Kolumbien we-
sentliche Fördermittel vorgesehen, um die Dezentralisierung 
voranzutreiben, aber die Reformen sind immer noch weit davon 
entfernt, Devolution auch nur zu ähneln.

In Bolivien kämpft Präsident Morales eine aussichtslose 
Schlacht gegen subnationale Regionen im Osten des Landes, die 
sich in einer Volksabstimmung für mehr finanzielle Kompetenzen 
au s g e sp ro ch e n  hab e n .  In  Mo ra l e s’  Au g e n  i s t  d i e s e 
Dezentralisierung nichts anderes als ein Mittel der wohlhabenden 
Gutsbesitzer, die Macht wiederzuerlangen und die Steuerlast zu 
senken. Morales sieht das zusätzliche Steueraufkommen als Hilfe 
an die ärmeren, vor allem indigenen 70 Prozent der Bevölkerung.

Gleichzeitig hat Dezentralisierung in Peru während der letzten 
29 Jahre nur ruckartig stattgefunden. Martin Tanaka und Sofia Vera 
vom Institut für Peruanische Studien beschreiben, wie chaotisch 
die Dezentralisierung in ihrem Land ist – bislang unfähig, einen 
kohärenten und funktionierenden institutionellen Rahmen der 
Erbringung von öffentlichen Diensten zu Gunsten der Bevölkerung 
aufzubauen.

   

  Franz X. Barrios Suvelza ist Berater des UNDP-Büros in La Paz.
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